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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB 
für den Bebauungsplan Nr. G6 
der Gemeinde Horst (Holstein), Kreis Steinburg

Gemäß § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung beizufügen. 
Sie soll darlegen, in weicher Art und Weise die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits­
und Behördenbeteiligung in dem Verfahren berücksichtigt wurden und aus weichen Gründen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Pianungsmöglichkeiten 
gewählt wurde.

1. Verfahrensablauf
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. G6 wurde von der Gemeindevertretung der Ge­
meinde Horst (Holstein) am 25.04.2018 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde 
am 18.03.2019 durchgeführt, die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben 
vom 09.05.2019 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Die Gemeindevertre­
tung hat am 18.04.2021 den Entwurf des Bebauungsplans Nr. G6 und die Begründung beschlossen 
und zur Auslegung bestimmt. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. G6 und die Begründung haben in 
der Zeit vom 08.07.2021 bis zum 11.08.2021 öffentlich ausgelegen. Parallel zur öffentlichen Ausle­
gung wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden mit Schrei­
ben vom 05.07.2021 beteiligt. Der Bebauungsplan wurde nach der öffentlichen Auslegung geändert. 
Die Gemeindevertretung hat am 08.12.2021 den erneuten Entwurf des Bebauungsplans Nr. G6 und 
die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. Der erneute Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. G6 und die Begründung haben in der Zeit vom 03.02.2022 bis zum 21.02.2022 öffentlich ausge­
legen. Parallel zur erneuten öffentlichen Auslegung wurden die Behörden und Träger öffentlicher Be­
lange sowie die Nachbargemeinden mit Schreiben vom 24.01.2022 beteiligt.

Der Beschluss der Gemeindevertretung über die in den Beteiligungsverfahren eingegangenen Anre­
gungen ist in der Sitzung am 29.06.2022 erfolgt, es wurde der Satzungsbeschluss gefasst, die Be­
gründung wurde gebilligt.

2. Ziel der Planung
Aktuell verfügt die Gemeinde Horst (Holstein) über keine eigenen freien Grundstücke in den vorhan­
denen Gewerbegebieten. Diese Bauleitplanung erfolgt mit dem Ziel, der weiterhin bestehenden Nach­
frage nach Gewerbegrundstücken auch künftig Rechnung tragen zu können. Bei der entsprechenden 
Ausweisung eines Gewerbegebietes sind weitere Ziele die Erhaltung und Erweiterung der vorhande­
nen Ausgleichs- und Regenrückhalteflächen, sowie die Berücksichtigung der in Planung befindliche 
Ortsumgehung in Verlängerung der Autobahnzufahrt Horst/Elmshorn an der A 23 bis nach Elmshorn 
(von der Landesstraße L 288 bis zur Kreisstraße K 34).

3. Art und Welse der Berücksichtigung von Umweltbeiangen
Die Datengrundiage für die Umweltprüfung bildeten folgende umweltrelevanten Informationen:

• Landschaftsplan der Gemeinde Horst (Holst.) (1992),
• Landschaftsplanerische Leistungen - Anlage zum Umweitbericht für den Bebauungsplan Nr. 

G6, Ingenieurgemeinschaft Reese + Wulff GmbH, 05.10.2021
• Baugrunduntersuchung, Gesellschaft für Baugrunduntersuchungen und Umweltschutz mbH 

-GBU, 19.09.2018
• Wasserwirtschaftliches Konzept, Ingenieurgemeinschaft Reese + Wulff GmbH, 10.02.2021
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• Elektrische und magnetische Felder in der Umgebung einer Hochspannungsfreiieitung, EM- 
Institut GmbH, 31.01.2020

• Schalltechnisches Gutachten, Taubert und Ruhe GmbH, 29.10.2020
• Verkehrstechnische Untersuchung, Ingenieurgemeinschaft Reese + Wulff GmbH,

02.10.2020
Die Ergebnisse dieser Fachgutachten wurden im Umweitbericht zusammenfassend dargestellt.

4. Art und Welse der Berücksichtigung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren
In den Beteiligungsverfahren der Beteiligung der Behörden und der Träger öffentlicher Belange 
(§4 Abs. 1 und 2 BauGB) wurden im Wesentlichen Bedenken und Hinweise zur Verkehrserschlie­
ßung, zum Gewerbelärm und elektromagnetischen Feldern, zum Arten- und Naturschutz und zur Re­
genwasserentsorgung vorgetragen.

Zu den Auswirkungen auf den Kreisverkehr l 288 wurde eine Verkehrstechnische Untersuchung 
erstellt. Aufgrund der Planungen der Ortsumgehung „Grenzweg“ wurde die Erschließung des Plange­
bietes nach Norden verlegt, die aktuelle Entwurfsplanung zum „Grenzweg“ wurde berücksichtigt.

Zum Gewerbelärm wurde eine Schalltechnische Untersuchung erstellt und die elektromagneti­
schen Felder der 110-kV-Bahnstromleitung wurden in einem Fachgutachten bewertet, die Ergebnisse 
sind in die Planung eingegangen.

Die artenschutzrechtlichen Belange sowie die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
wurden in der Umweltprüfung betrachtet und im Umweltberichl dokumentiert.

Die Hinweise zur Regenwasserentsorgung wurden im Rahmen eines Wasserwirtschaftlichen Kon­
zeptes geprüft, die Ergebnisse sind in die Planung eingeflossen.

Während der Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 und 2 BauGB) wurden keine Bedenken 
vorgetragen.

5. Gründe für den Plan nach Abwägung mit in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten
Die Alternativenprüfung des Bauleitplans ist beschränkt auf solche Alternativen, die seine Ziele und 
den räumlichen Geltungsbereich berücksichtigen. Alternativen hinsichtlich des Planinhaltes sind nur 
dann sinnvoll, wenn hierdurch Belastungen der Umwelt vermindert bzw. vermieden werden können.

Für die Gemeinde Horst wurden in verschiedenen regionalen Konzepten und im Rahmen der Stadt- 
Umland-Kooperation Elmshorn (SUK) Potenzialflächen für gewerbliche Entwicklung ermittelt. Die aus­
gewählte Fläche grenzt an bestehende Gewerbeflächen an und ist landschaftsökologisch bzw. natur­
schutzfachlich von allgemeiner Bedeutung. Daher besteht zum Plangebiet keine realistische Stand­
ortalternative. Unter Berücksichtigung der o.g. Planungsziele besteht zu der Darstellung als Gewer­
begebiet (GE) und als Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen, sowie Flächen für die Landwirtschaft 
mit Maßnahmengebot als Ausgleichsfläche ebenfalls keine Alternative.
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